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BVG – Revision und Wohneigentumsförderung – steuerliche Aspekte

Freiwillige Einkäufe erst nach Rückzahlung
Gemäss Bundesrat wird die 1.
BVG Revision in drei Etappen
umgesetzt, wobei die steuerlichen
Aspekte der Revision voraus-
sichtlich per 1. Januar 2006 in
Kraft treten werden. Diese Be-
stimmungen haben insbesondere
Auswirkungen für Immobilienei-
gentümer.

Marc Weibel*

Eine Möglichkeit für die direkte
Amortisation von Hypotheken ist der
Vorbezug von Pensionskassengel-
dern. Gesetzliche Grundlage dazu
bildet das Bundesgesetz über die
Wohneigentumsförderung mit Mit-
teln der beruflichen Vorsorge (WEF).
Die 1. BVG-Revision macht Vorbezü-
ge jedoch vor allem aus steuerlichen
Überlegungen unattraktiv.

Steuerliche Aspekte
Bis anhin beschränkte der Art. 79a

BVG die Einkaufsmöglichkeiten für
fehlende Beitrags- oder Dienstjahre.
Demnach konnten Versicherte Ein-
käufe bis zum oberen Grenzbetrag
von CHF 75'960.- (maximaler BVG
Lohn) multipliziert mit der Anzahl
Jahre vom Zeitpunkt des Einkaufs
bis zum Erreichen des ordentlichen
reglementarischen Rücktrittalters tä-
tigen, maximal jedoch die Differenz
zwischen der reglementarisch benö-
tigten und der zur Verfügung ste-
henden Eintrittsleistung. Im neuen
Art. 79b BVG fällt die Einkaufsbe-
grenzung in Abhängigkeit des Alters
weg. In Zukunft wird die maximal
zulässige Einkaufssumme nur noch
durch die reglementarischen Lei-
stungen sowie das Überversiche-
rungsverbot begrenzt. Dies hat vor
allem auf diejenigen Versicherten ei-
nen positiven Einfluss, welche kurz
vor der Pensionierung stehen und ge-

mäss Reglement noch grössere Ein-
käufe vornehmen können und auch
wollen. Neu wird dafür auf Geset-
zesstufe die bereits durch verschie-
dene kantonale Steuerbehörden an-
gewandte Praxis bei der steuerlichen
Beurteilung von Einkäufen über-
nommen. Steuerlich abzugsfähige
Einkäufe können nur noch getätigt
werden, wenn innerhalb von drei
Jahren nach der letzten Einzahlung
das Altersguthaben nicht in Kapital-
form bezogen wird. Dies gilt auch
bei einem Einkauf mit einem darauf
folgendem Vorbezug für die Wohn-
eigentumsförderung (WEF). Nicht
klar geregelt ist die steuerliche Be-
urteilung der Einkäufe bei einem an-
schliessenden Teilkapitalbezug. Der
Interpretationsspielraum ist relativ
gross und dürfte auch in Zukunft
durch die kantonalen Steuerbehör-
den unterschiedlich genutzt werden.
Wurden Vorbezüge für Wohneigen-
tum getätigt, dürfen neu (!) freiwilli-
ge Einkäufe in das BVG erst dann
wieder vorgenommen werden, wenn
die Vorbezüge zurückbezahlt sind.
Damit wird die Attraktivität von Vor-
bezügen im Rahmen der Wohnei-
gentumsförderung durch den neuen
Art. 79b deutlich abgeschwächt.

Timing ist entscheidend
Gemäss Bundesgesetz über die

berufliche Alters-, Hinterlassenen-
und Invalidenvorsorge (BVG) kann
ein Vorbezug für Wohneigentum bis
drei Jahre vor Entstehung des An-
spruchs auf Altersleistungen von der
Vorsorgeeinrichtung geltend ge-
macht werden. Das Bundesgericht
hat 1998 entschieden, dass unter
‚Entstehung des Anspruchs auf Al-
tersleistungen’ derjenige Zeitpunkt
zu verstehen ist, ab welchem der
Versicherte frühestens Anspruch auf
Altersleistungen hat. Konkret be-
deutet dies: Sieht das Reglement ei-
ne vorzeitige Pensionierung ab Alter
60 reglementarisch vor, besteht spä-
testens bis Alter 57 Anspruch auf ei-

nen Vorbezug. Vorbezüge und Ein-
käufe müssen demnach frühzeitig
geplant werden.

Dazu ein Beispiel: Herr Moser ist
50 Jahre alt und macht sich Gedanken

über die Altersvorsorge, die er in den
nächsten Jahren mittels freiwilligen
Einkäufen in die Pensionskasse steu-
erprivilegiert ausbauen möchte. Das
Einkaufspotenzial beträgt heute rund

CHF 100'000.-. Mit einem Vorbezug
aus der Pensionskasse von CHF
200'000.- möchte Herr Moser zudem
die Hypothek reduzieren. Herr Moser
realisiert, dass das Zeitfenster für ge-

staffelte Einkäufe eng geworden ist.
Denn spätestens bis Alter 57 muss er
den Vorbezug geltend machen (3 Jah-
re vor Entstehung des Anspruchs auf
Altersleistungen), da seine Pensions-
kasse im Reglement die Möglichkeit
vorsieht, frühestens 5 Jahre vor or-
dentlicher Pensionierung Alterslei-
stungen beziehen zu können. Werden
Einkäufe in die Pensionskasse getä-
tigt, dürfen Kapitalbezüge – auch bei
Vorbezügen im Rahmen der Wohnei-
gentumsförderung – gemäss dem
neuen Artikel 79b Abs. 3 BVG frühe-
stens nach einer Frist von 3 Jahren ge-
tätigt werden. Dies bedeutet für Herrn
Moser, dass er bis Alter 54 nur noch
4 Jahre zur Verfügung hat, um Ein-
käufe in die Pensionskasse geltend
machen zu können. Denn nach einem
Vorbezug muss dieser zuerst zurük-
kbezahlt werden, bevor Einkäufe wie-
der vom steuerbaren Einkommen ab-
gezogen werden können. 

Weitere Aspekte
Je nach Pensionskasse kann ein

Vorbezug auch zu tieferen Risikolei-
stungen bei Invalidität und im Todes-
fall führen. Allfällige Lücken müssen
gegebenenfalls über zusätzliche Risi-
koversicherungen abgedeckt werden.
Finanzplanerische Massnahmen wie
Einkäufe oder Vorbezüge verdeut-
lichen, dass die Fachbereiche Steuern,
Vorsorge und Finanzierung eng mit-
einander verbunden und deshalb Teil
einer umfassenden Finanzstrategie
sein sollten. Entscheidend ist, dass der
Zeitpunkt von Einkäufen in die Pen-
sionskasse oder eines Vorbezugs zur
Amortisation der Hypothek in Ab-
stimmung mit der finanziellen Ge-
samtsituation sowie den gesetzlichen
Rahmenbedingungen optimal ge-
plant wird. Es kann sich deshalb loh-
nen, einen unabhängigen Berater bei-
zuziehen.

* M. Weibel ist Partner der weibel,
michelotti, müller + partner ag. 

Liegenschaftsfinanzierung: Rezept gegen teure Baukredite

Ein eigenes Darlehen für das Land
Wer ein Haus baut, benötigt von
der Bank Geld, um die laufenden
Rechnungen begleichen zu
können. Traditionellerweise
gewähren die Banken einen
Baukredit, der teurer als eine
Hypothek ist und am Schluss der
Bauphase i»hypotheziert» wird.
Einige Anbieter offerieren Model-
le, die diese Nachteile umgehen.

Adrian Wenger *

Beim klassischen Baukredit reicht
der Hypothekarnehmer bzw. dessen
Architekt einen Kostenvoranschlag
ein. Aufgrund dieser Aufstellung
spricht die Bank einen Baukredit,
über den nun sämtliche Rechnungen
laufend bezahlt werden. Der Auf-
wand für die Bank ist verhältnis-
mässig hoch, da sie jede einzelne
Rechnung kontrollieren, abstreichen
und zahlen muss. Diese Arbeiten
verrechnet  die Bank in Form einer
Baukreditkommission, welche nor-
malerweise 0.25% pro Quartal be-
trägt. Der eigentliche Baukredit ent-
spricht meistens den jeweiligen Sät-
zen für variable Hypotheken, derzeit
also 3.00 bis 3.75%. Erst wenn das
Haus fertig gebaut ist, alle Rechnun-

gen bezahlt sind und die Gebäude-
versicherung das Objekt definitiv
eingeschätzt hat, wird der Baukredit
konsolidiert und in eine normale Hy-
pothek umgewandelt. Gerade bei
Streitigkeiten oder noch offenen Ar-
beiten (z.B. Bepflanzungsarbeiten,
welche im Winter nicht gemacht wer-
den können) dauert die Konsolidie-
rungsphase oft mehrere Monate, und
kostet unnötig Geld.

Modell Landdarlehen, Baukredit
Der Landkauf macht oft einen

grossen Teil der Investitionen aus,
weshalb man diesen getrennt vom
Baukredit finanzieren kann. Die mei-
sten Banken verlangen für ein Land-
darlehen etwas mehr als die varia-
blen Sätze, jedoch immer noch deut-
lich weniger als für den Baukredit.
Ein wichtiger Pluspunkt ist die Mög-
lichkeit, das Landdarlehen als Fest-
hypothek zu benützen und damit
vom derzeit günstigen Zinsumfeld zu
profitieren.

Modell Direkthypothek
Wenn der Hauskauf über einen

Generalunternehmer erfolgt, garan-
tiert dieser einen Fixpreis (schlüssel-
fertig) und übernimmt auch die Kon-
trolle und Begleichung der laufenden
Rechnungen. Zur Finanzierung der
Baukosten verlangen viele General-
unternehmer während der Bauphase

Teilzahlungen. Sofern sich diese Teil-
zahlungen auf drei bis vier Tranchen
beschränken gibt es Banken, welche
die Teilzahlungen direkt als Hypo-
thek gewähren (Nettostellung). Da-
mit profitiert man von zwei Punkten:
Erstens, die Baukreditkommission

entfällt und zweitens, können die
einzelnen Tranchen (je nach Bank
zwischen 100'000 bis 200'000 Fr.) so-
fort als Festhypothek benützt wer-
den. Gerade der zweite Punkt ist äus-
serst vorteilhaft. Bei einer Hypothek
über beispielsweise 600'000 Fr. ver-
teilt man so die Fixierung der Fest-
hypothek auf mehrere Monate und
muss nicht den ganzen Betrag auf
einmal disponieren.

Sofern das Haus nicht schlüssel-
fertig gekauft wird, besteht die Mög-
lichkeit, einen anerkannten Bautreu-
händer beizuziehen. Dieser sorgt für
eine kritische Würdigung der Offer-
ten, kontrolliert die Rechnungen und
nimmt Einfluss auf mögliche über-
höhte Forderungen bei Handwerker-
rechnungen. Ein guter Bautreuhän-
der kostet zwar einige tausend Fran-
ken, ist durch eine konsequente Ko-
stenrechnungen aber durchaus «sein
Geld» wert.

Direkthypotheken werden erst
von wenigen Banken angeboten. Es
empfiehlt sich deshalb, frühzeitig bei
seiner Hausbank abzuklären, ob die-
se Direkthypotheken gewährt.

*A. Wenger ist Leiter Hypothekarbe-
ratung im VZ VermögensZentrum
mit Niederlassungen in Basel, Bern,
St. Gallen, Lausanne, Zug und
Zürich.

BfS. Im Jahr 2003 wurden in der
Schweiz 9798 Konkursverfahren er-
öffnet. Damit hat die Zahl der Kon-
kurse im Vergleich zum letzten Jahr
(9376) leicht zugenommen. Aus den
erledigten Konkursen entstand im
Berichtsjahr ein Verlust von rund 3,5
Milliarden Franken. Dies geht aus
der neusten Statistik des Bundesam-
tes für Statistik (BFS) hervor.

Die Konkurse nehmen weiterhin
zu Die seit 2001 beobachtete Zunah-
me der Konkurseröffnungen hat sich
auch im Jahr 2003 fortgesetzt. Mit
9798 eröffneten Konkursen lag die
Zahl für das Jahr 2003 um 422 Ein-
heiten oder 4,5% über jener des Vor-
jahres. Dies ist die höchste Zahl von
Konkurseröffnungen seit 1996. 2003
wurden 9395 Konkurse erledigt, wo-
bei die daraus entstandenen Verluste
etwas mehr als 3,5 Milliarden Fran-
ken betrugen. Dies entspricht einem
Rückgang um 3,1% im Vergleich
zum Vorjahr und bestätigt die seit
1998 beobachtete Abnahme der Ver-
luste aus erledigten Konkursen. Ih-
ren höchsten Stand erreichten die
Verluste 1998, damals betrugen sie
4,4 Milliarden Franken.

Zunahme
in den meisten Kantonen

Wie schon oft in der Vergangen-
heit fiel die Entwicklung in den Kan-
tonen auch 2003 sehr unterschiedlich

aus. Insgesamt gesehen hat jedoch
die Zahl der Konkurseröffnungen in
den meisten Kantonen zugenom-
men. Gegenüber dem Vorjahr er-
höhte sich die Zahl der Konkurse in
17 Kantonen (+512), während sie in
den 9 übrigen Kantonen rückläufig
oder stabil war (-90). In absoluten
Werten ausgedrückt, wurden in den
Kantonen Genf (+84), St. Gallen
(+71) und Waadt (+64) die grössten
Zunahmen verzeichnet. Demgegen-
über gingen die Konkurse in den
Kantonen Bern (-39) und Basel-Stadt
(-20) am stärksten zurück.

Bei den aus erledigten Konkursen
enstandenen Verlusten verlief die
Entwicklung noch unterschiedlicher.
In 11 Kantonen nahmen die Verluste
zu (+767 Millionen Franken), wäh-
rend sie in den 15 übrigen zurük-
kgingen (-880 Millionen Franken).
Zunehmende Anzahl Betreibungs-
handlungen Die Betreibungshand-
lungen haben gegenüber 2002 deut-
lich zugenommen. Grund dafür war
der Anstieg der ausgestellten Zah-
lungsbefehle (2'386'986 im Jahr
2003 bzw. eine Zunahme um 4,6%)
und der Pfändungsvollzüge
(1'208'250/+8,8%). Die Zahl der Ver-
wertungen (öffentliche Versteigerung
oder Freihandverkauf von Vermö-
genswerten) ging hingegen leicht zu-
rück (-1,1%) und lag 2003 bei
388'633.

Erneute Zunahme der
Konkurseröffnungen

Wer Wohneigentum mit der beruflichen Vorsorge finanziert, kann freiwillige Zahlungen in die 2. Säule
erst dann steuerlich absetzen, wenn der vorbezogene Betrag wieder einbezahlt ist. Bild: comet photoshopping

Manche Banken bieten Möglich-
keiten um die Kosten des (teure-
ren) Baukredites zu reduzieren.
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